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Beschluss 

der Ministerinnen und Minister 

 
 
 
 
TOP I.9:  Verbesserung des kollektiven Rechtsschutzes für Verbraucher 

 

Berichterstattung:  Nordrhein-Westfalen und das Saarland 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister bekräftigen ihre Auffassung, dass die be-

stehenden Möglichkeiten des kollektiven Rechtsschutzes für einen effektiven Ver-

braucherschutz ausgeweitet werden sollen. Sie halten es für erforderlich, den  

kollektiven Rechtsschutz für Verbraucherinnen und Verbraucher auch im Interesse 

der Unternehmen zeitnah zu stärken. 

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister befürworten - unter anderem mit Blick auf 

die sogenannten „Streuschäden“ - etwa die Einführung einer verbraucherrechtlichen 

Musterfeststellungsklage und bitten den Bundesminister der Justiz und für Ver-

braucherschutz, einen entsprechenden Referentenentwurf - unter frühzeitiger Einbe-

ziehung der Landesjustizverwaltungen - noch in dieser Legislaturperiode vorzulegen. 
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